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I A m  i U  z c s s c z i m ä ß i ^ c  ¿ S . t 4 S i ä n d i ß k e U  

^ i i Z  i i c  i o n i s c h e  ^ a n i c l s ^ e l i i l k

„Handelspolitik ist ein Teil der Außenpolitik"

D ie  H andelspolitik oder besser 
Außenwirtschaftspolitik regelt 

die W irtschaftsbeziehungen zum 
Ausland und ist daher unbestreitbar 
insoweit ein Teil der Außenpolitik. 
Für die V orbereitung und Durch
führung der Außenpolitik nach den 
W eisungen der Bundesregierung ist 
ausschließlidi das Auswärtige Amt 
verantwortlich. Damit ergibt sidi 
zwangsläufig nicht die Alleinzu
ständigkeit, wohl aber die Mitzu
ständigkeit des Auswärtigen Amts 
für die Handelspolitik.

Kein Staat kann auf die Einord
nung der Handelspolitik in die 
Außenpolitik verzichten, solange 
— und davon ist audi die west
liche W elt, um nur von ihr zu 
reden, trotz aller Fortschritte iro 
Abbau der nationalen Handels
schranken w irklidi sehr w eit ent
fernt — nicht a l l e  Regierungen 
sich jeder direkten oder indirekten 
Einflußnahme auf die Außenwirt
schaft enthalten. Einordnung darf 
nicht m ißverstanden werden als 
Unterordnung des „Wirtsdiaft-
lidien" unter das „Außenpoli- 
tisdie". Sie bedeutet Abstimmung 
und Ausgleich der aus den beiden 
Sphären kommenden Forderungen. 
Gerade w er die Zurückstellung der 
spezifisch wirtschaftlichen Gesichts
punkte hinter die außenpolitischen 
befürchtet, sollte den W ert einer 
starken Handelspolitischen Abtei
lung im A usw ärtigen Amt, die dort 
die wirtschaftlichen Argumente zu 
Gehör bringt, nicht verkennen. Da
für, daß in  dieser Abteilung eine 
von der Grundkonzeption der Bun

desregierung abweichende Handels
politik verfolgt würde, fehlt jeder 
Anhaltspunkt.

Von ganz wenigen, mehr schein
baren als wirklichen Ausnahmen 
(West-Ost-Handel) abgesehen, hat 
die reine Außenpolitik bisher die 
Außenwirtschaftspolitik nicht ge
stört. Die außenpolitischen und die 
außenwirtschaftspolitischen Zielset
zungen der Bundesregierung ent
sprechen einander. Diese Harmo
nie ist eine der Ursachen unserer 
bisher erzielten außenwirtschaft
lichen Erfolge.

Die Handelspolitik ist ebenso 
unbestreitbar ein Teil, in der Bun
desrepublik ein sehr wichtiger Teil 
der Gesamtwirtschaftspolitik.

Die Führung der Gesamtwirt
schaftspolitik und damit auch der 
Handelspolitik obliegt dem Bun
deskabinett. Man kann vielleicht 
der Meinung sein, daß es sich 
dabei zweckmäßigerweise eines 
einzigen, für alle Zweige und 
A spekte der W irtschaft zuständi
gen Bundesministeriums bedienen 
sollte. Tatsächlich tu t es das jedoch 
nicht. W ie in fast allen Staaten, 
ist auch in der Bundesrepublik für 
die Vorbereitung und Ausführung 
der W irtschaftspolitik der Bundes
regierung eine ganze Anzahl von 
Bundesministerien, vor allem W irt
schaft, Ernährung, Finanzen, V er
kehr, Arbeit, Wirtschaftliche Zu
sammenarbeit, Auswärtiges, außer
dem die Bank deutscher Länder, 
zuständig, und sie alle haben in
folgedessen einen legitimen An
spruch auf Beteiligung auch an der

Handelspolitik. Unter ihnen fällt 
dem Auswärtigen Amt die Auf
gabe der Koordinierung und des 
Ausgleichs auf dem Gebiet der 
Handelspolitik zu, da es im Rah
men seiner außenpolitischen Zu
ständigkeit das Vollzugsorgan für 
die handelspolitischen Entschei
dungen gegenüber den fremden 
Regierungen ist und zudem keine 
sonstige wirtschaftspolitische Fach
zuständigkeit in Anspruch nimmt. 
Diese M ittlerrolle ist von den 
meisten der beteiligten Ressorts 
voll anerkannt worden.

Praktisch-organisatorisch behält 
sich das Auswärtige Amt den V er
kehr mit den ausländischen Stellen 
— nationalen und in ternationalen— 
vor, während es nach innen von 
ganz geringen Ausnahmen abge
sehen nur mit den Ressorts, nicht 
mit den W irtschaftsverbänden und 
den Einzelfirmen verkehrt.

Der Anspruch auf die Zustän
digkeit für den V erkehr mit den 
fremden Regierungen bedeutet, daß 
die deutschen M issionen im Aus
land, unter Einschluß der W irt
schafts-, Agrar- und Sozialreferen
ten, allein dem Auswärtigen Amt 
unterstehen, ausschließlich ihm be
richten und ausschließlich von ihm 
instruiert werden. Er bedeutet 
weiter, daß das A usw ärtige Amt 
federführend für alle Verhandlun
gen mit ausländischen Stellen ist, 
was aber nicht heißt, daß es stets 
oder auch nur meistens den Ver
handlungsführer stellt j indes muß 
jeder Verhandlungsführer, aus 
welchem Ressort er als der sach
lich und persönlich geeignetste 
ausgewählt sein mag, für die
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Dauer seiner Verhandlungen dem 
A uswärtigen Amt unterstehen und 
ihm berichten.

Dieser Anspruch des A usw ärti
gen Amts, das, wie gesagt, auf 
der anderen Seite den direkten 
V erkehr mit der deutschen W irt
schaft den Fachministerien über
läßt, entspringt nicht einem unge
rechtfertigten M onopolstreben oder 
einem überholten Traditionalismus. 
Er ergibt sich aus der sachlichen 
Notwendigkeit, daß die Bundesre
gierung dem Ausland gegenüber 
mit e i n e r  Stimme spricht und 
eine einheitlich ausgerichtete Han
delspolitik führt. Die Einheitlich
keit des Auswärtigen Dienstes hat 
sich als die einzige den Aufgaben 
des Auswärtigen Amts angemes
sene und den personalökonomi
schen Erfordernissen entspre
chende Organisationsform erwiesen. 
Es muß deswegen auch dabei blei
ben, daß die W irtschaftsreferenten 
ausschließlich an das Auswärtige 
Amt berichten und daß sie aus
schließlich von ihm instruiert w er
den. Es ist selbstverständlich, daß 
das Auswärtige Amt dabei alle 
Wünsche und Anregungen der 
Fachressorts berücksichtigt. Daß es 
eingehende Berichte den wirtschaft
lichen Fachressorts vorenthält, ist 
von sachkundiger Seite nie be

hauptet worden. Berechtigte W ün
sche nach einer schnelleren Über
mittlung der Berichte lassen sich 
durch bessere technische Vorkeh
rungen erfüllen, ohne daß an der 
bestehenden Organisation des Be
richtswesens etwas geändert wird.

Bei allen Verbesserungsmöglich
keiten im einzelnen entspricht die 
Aufgabenteilung zwischen Aus
wärtigem Amt und wirtschaftlichen 
Fachressorts den sachlichen und 
organisatorischen Bedürfnissen. Sie 
hat sich in den zweieinhalb Jahren, 
die seit der Übernahme der Leitung 
der Handelspolitischen Abteilung 
durch den jetzigen Botschafter 
Dr. von Maltzan verstrichen sind, 
eingespielt und bewährt. Eine Aus
weitung seiner seitdem bestehen
den Kompetenzen auf dem han
delspolitischen Gebiet erstrebt das 
Auswärtige Amt nicht. Der durch 
die öffentliche Diskussion der letz
ten Wochen hier und da entstan
dene Eindruck, als betreibe es neu
erdings eine solche Ausweitung, 
ist irrig. Es will nur die Funktio
nen, die es jetzt ausübt, behalten, 
weil es glaubt, daß kein anderes 
Ressort sie besser zu erfüllen ver
mag. Die bisher für eine Änderung 
der Zuständigkeit vorgebrachten 
Argum ente gehen meist an den 
praktischen Problemen vorbei. (E-e)

„Streit um des Kaisers Bart"

J ) ie  schon lange schwelende Kon
troverse zwischen dem Auswärti
gen Amt und dem Bundeswirt
schaftsministerium um die Führung 
der Handelspolitik ist nun nach 
der Ernennung des Außenministers 
offen ausgebrochen. Um hier den 
richtigen Standpunkt zu gewinnen, 
scheint es gut, alle Argum ente hin
sichtlich früherer Formen und Zu
ständigkeiten beiseite zu lassen 
und die Gedanken auf die V erhält
nisse zu richten, mit denen im 
W elthandel in der nächsten Zu
kunft voraussichtlich gerechnet wer
den kann.

Man kann die Aussichten für die 
Einführung der Konvertibilität be
urteilen, wie man will, man kommt 
keinesfalls um die Feststellung 
herum, daß alle maßgeblich am 
W elthandel Beteiligten sie zumin
dest wünschen. Dieser Wunsch, der 
gleichzeitig den bilateralen Han

delsmethoden der letzten 25 Jahre 
das Urteil spricht, ist ein so starker 
Motor, daß, wenn nicht außerge
wöhnliche Ereignisse eintreten, mit 
seiner Erfüllung und damit mit der 
freien Konkurrenz zumindest inner
halb der westlichen W elt gerechnet 
werden kann. Daß die zu ihr hin
führenden Schritte klein und nur 
zögernd gemacht werden, hat nichts 
mit dem Prinzip zu tun, sondern 
mit den Konsequenzen, die sich 
für Staaten mit großer Industrie
bevölkerung auf beschäftigungs- 
und sozialpolitischem Gebiet aus 
einem länger dauernden Ungleich
gewicht der Zahlungsbilanz erge
ben können. Das Risiko ist heute 
größer als früher, als noch ein 
größerer Teil der Bevölkerung Ver
bindung zur Scholle hatte. Dieses 
Risiko bremst zwar das Tempo der 
Entwicklung, wird sie aber nicht 
zum Stillstand bringen.

In einem System allseitig konver
tibler W ährungen aber wird kein 
Raum mehr sein für Handels- und 
W aren- (Tausch-) Abkommen. In 
Verhandlungen mit M itgliedslän
dern der OEEC drehen sich ja  be
reits heute die Gespräche nur noch 
um den kontingentierten — immer 
weitaus kleinsten i — Sektor des 
gegenseitigen Handelsverkehrs. Je  
w eiter die Entwicklung fortschreitet, 
je  größer der Prozentsatz der Libe
ralisierung sein wird, desto gerin
ger wird die Plattform für das 
S treitobjekt zwischen dem Auswär
tigen Amt und dem Bundeswirt
schaftsministerium. Denn der Be
griff Handelspolitik, um den es 
augenblicklich geht, hat ja  einen 
ganz bestimmten Inhalt. Es ist die 
Handelspolitik der zweiseitigen 
Verhandlungen, die Politik des 
gegenseitigen Aushandelns von Be
zugs- und Lieferwünschen, die 
man eben wegen der immer wie
der notwendigen und schwierigen 
Verhandlungen nur den Diplo
m aten anvertrauen zu können 
glaubte. In diesem Licht hat die 
Angelegenheit etwas vom Streit 
um des Kaisers Bart. Der von der 
oben angedeuteten Entwicklung 
überzeugte Bundeswirtschaftsmini
ster hat eigentlich keinen Grund, 
sich in die Verteidigung gedrängt 
zu fühlen: sofern er sich mit der 
Bank deutscher Länder und dem 
Finanzminister über die Grund
prinzipien einer gesunden W äh
rung einig bleibt, kann er bestimmt 
damit rechnen, daß den Ambitionen 
des Außenministers einfach durch 
Fortfall der Betätigungsmöglich
keit der Boden entzogen wird. Den 
„klassischen" H andelsvertrag kann 
er ruhig dem Auswärtigen Amt 
überlassen; stellt diese V ertragsart 
doch letzten Endes nichts anderes 
dar als die Etablierung allgem einer 
guter Beziehungen zwischen zwei 
Staaten ohne speziellen handels
politischen Inhalt.

Alle Mittel, mit denen dann der 
Außenhandel noch beeinflußt w er
den kann, werden Maßnahmen der 
allgemeinen W irtschaftspolitik sein, 
für die der Außenminister die Füh
rung wohl kaum ernstlich verlan
gen kann und deren Grundzüge, 
soweit nicht vom Wirtschaftsmini
ster allein, allenfalls vom W irt
schaftskabinett festgelegt werden.
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Daß der strittige Ansprudi vom 
A usw ärtigen Amt überhaupt nodi 
— selbst für die Übergangszeit — 
erhoben wird, zeigt, daß die Zeichen 
der Zeit dort nodi keineswegs ver
standen worden sind. W äre dies 
der Fall, würde man einsehen 
müssen, daß die W irtsdiaftsabtei- 
lungen der Auslandsmissionen als 
eigener A pparat des Auswärtigen 
Amtes eines Tages keine Basis 
m ehr haben werden. Aus einer sol- 
dien Einsidit die notwendige Kon
sequenz ziehen, sollte bedeuten, 
die in der W irtsdiaftsabteilung 
Tätigen zu W irtschafts-Attadies im 
eigentlichen Sinne dieses Wortes 
zu madien, d. h. sie dem Wirt- 
sdiaftsm inisterium  zu unterstellen

und den Missionen zu attadiieren. 
Damit würde die wirtsdiaftliche Be- 
riditerstattung von draußen dort
hin gelangen, wo sie bei der Ge
staltung der Gesamt-W irtsdiafts- 
politik Berüdcsiditigung finden 
könnte, was heute nidit allgemein 
der Fall ist. An einer soldien Orga
nisationsform wären audi die ein
zelnen Bundesländer interessiert, 
deren W irtsdiaftsm inisterien zwar 
die Aufgabe haben, für die Beratung 
von Außenhandelsangelegenheiten 
im Bundesrat den Standpunkt ihres 
Landes zu erarbeiten, die aber 
mangels ressortmäßiger V erbin
dung zum Auswärtigen Amt keinen 
Einblidi in die W irtsdiaftsberidite 
der Missionen bekommen. (mr)

Koordinierung statt Dualismus

JTür die auf dem Gebiet der prak- 
tisd ien  Handelspolitik tätigen Or
ganisationen der W irtschaft kommt 
es nicht überrasdiend, daß neuer- 
lid i die Frage lebhaft erörtert 
wird, welchem Ministerium das 
Primat bei den grundsätzlichen 
handelspolitischen Entscheidungen 
zukommt. Diese Problemstellung 
ist bereits vor einigen Jahren dis
ku tiert worden, als in Bonn der 
Gedanke auftaudite, in Anlehnung 
an ausländisdie Vorbilder ein be
sonderes Außenhandelsministerium 
zu errichten. Ausgangspunkt der 
damaligen Erörterungen war die 
durchaus richtige Überlegung, daß 
die Vielzahl der handelspolitisdien 
Aufgaben es zwedimäßig ersdiei
nen lasse, die Verantwortung für 
die G estaltung und Festlegung der 
gesamten Handelspolitik in e i n  
M inisterium zu legen. Auf diese 
W eise sollte insbesondere die not
wendige Koordinierung bei den zu

treffenden handelspolitischen Maß
nahmen sidiergestellt und damit 
verm ieden werden, daß beispiels
weise für das Gebiet der Ernäh
rung und Landwirtschaft andere 
handelspolitische Leitsätze gelten 
als für den Bereidi der gewerb
lichen Wirtschaft.

In der neuerlichen Kontroverse 
wird eine Reihe von G esidits
punkten angeführt, zu denen audi 
eine M einungsäußerung der ex
portierenden Industrie wünsdiens- 
wert erscheint. Es ist verständlich, 
daß man in Kreisen der Außen- 
w irtsdiaft diese Frage in erster 
Linie nad i nüchternen Zwedcmä- 
ßigkeitserwägungen beurteilt und 
davon absehen möchte, sidi un
m ittelbar in den ministeriellen 
Kompetenzstreit einzumisdien. Da
bei wird man unterscheiden müssen 
zwisdien der Führung von H an
delsvertragsverhandlungen, d. h. 
der mehr formalen Seite, und der

Erarbeitung, Festlegung und Koor
dinierung der eigentlidien han
delspolitischen Zielsetzung.

Man kommt der ganzen Proble-^ 
matik, die sich hinter der Frage
stellung verbirgt, näher, wenn über 
die folgenden Punkte Einverneh
men erzielt werden kann:
1. Die Handelspolitik ist zweifel
los als ein wesentlicher Bestandteil 
der gesamten W irtschaftspolitik 
anzusehen. Daraus ist zu folgern, 
daß handelspolitische Entscheidun
gen nur im Einklang mit den all
gemeinen wirtschafts- und wäh- 
riingspolitisdien Zielen getroffen 
werden können. Im besonderen 
Maße gilt dies für die W irtschaft 
der Bundesrepublik, da z. Zt. nicht 
weniger als 30 “/» des gesamten 
deutschen Sozialproduktes auf den 
Außenhandel entfallen. Damit be
stimmen die Ergebnisse unseres 
Außenhandels in entsdieidendem 
Maße den Konjunkturverlauf un
serer Gesamtwirtsdiaft.
2. Es dürfte ferner unbestritten 
sein, daß die V erantwortung für 
die Festlegung und Gestaltung der 
W irtschaftspolitik und damit audi 
der Handelspolitik der W irtschafts
m inister trägt. Demgegenüber tritt 
die Bedeutung der Handelspolitik 
als Teil der Außenpolitik, die ge
wiß nicht in Frage gestellt w er
den soll, zurück. Dies gilt im be
sonderen Maße für die neue Ära 
der internationalen Handelspoli
tik, die darauf ausgerichtet ist, 
durch eine immer stärkere Ablö
sung der rein bilateralen W irt
schaftsverträge die Freiheit im in
ternationalen Handel wiederherzu
stellen. Man wird dem Bundeswirt
schaftsminister zustimmen müssen, 
wenn er darauf hinweist, daß die 
nach dem Kriege eingeleitete welt

REGELMKSSIGE FRACHTDIENSTE 
NACH NEW YORK

WÖCHENTLICHE ABfAHRIEN 
VON HÄMBURG.BREMEN UND 

BREMERHAVEN

U l^ S & c i t lM b S
H A M B U R G  1 ,  B A t L I N D A M M  1 • B R E M E N ,  E A  H N  H O  F S T  R A  S  3  E 2 8 - 3 1  • B R E M E R H A V E N ,  C O L U M B U S  K A J E

1955/IX  491



wirtschaftliche Neuordnung den 
Charakter und damit auch die 
Aufgaben der Handelspolitik 
grundsätzlich und entsdieidend 
verändert hat und die Entwick
lung immer mehr von den natio
nalwirtschaftlich bilateralen Bin
dungen weggeht. M einungsver
schiedenheiten können lediglich 
über das Ausmaß und das Tempo 
dieses Umstellungsprozesses be
stehen. Damit entfallen aber auch 
mehr und mehr die Möglichkeiten, 
handelspolitische Konzessionen als 
M ittel der Außenpolitik einzuset
zen. Dies soll nicht bedeuten, daß 
nicht in dem noch bestehenden 
Rahmen der handelspolitischen Be
tätigung von Fall zu Fall politische 
Erwägungen vor den ökonomischen 
den V orrang haben. Ein typisches 
Beispiel h ierfür bietet der Han
delsverkehr mit dem Ostraum. Die 
deutsche Exportindustrie hat in der 
Vergangenheit stets betont, daß 
sie im Handel mit den Ländern 
des Ostblocks das Primat der Poli
tik anerkenne und sich nicht der 
Notwendigkeit verschließe, den 
Güteraustausch mit dem Osten auf 
die von politischen Faktoren be
stimmten Grenzen zu beschränken. 
Das Bekenntnis, das die deutsche 
Industrie w iederholt zu der Außen
politik der Bundesregierung abge
legt hat, schließt selbstverständ
lich die Bereitschaft ein, diesen 
übergeordneten politischen Über
legungen in vollem Umfange Rech
nung zu tragen.
Auch der neue H andelsvertrag mit 
Frankreich bietet ein Beispiel da
für, daß man in der Bewertung der 
Handelspolitik als M ittel der 
Außenpolitik keine Prinzipien auf
stellen kann. Unter rein  handels
politischen Gesichtspunkten bedeu
te t es zweifellos ein erhebliches 
Opfer, wenn Frankreich im neuen 
H andelsvertrag eine Verdoppelung 
seiner bisherigen W eizenausfuhr 
nach der Bundesrepublik zugestan
den worden ist, weil auf diese 
W eise die Handelsbeziehungen zu 
anderen wichtigen Getreideexport
ländern eine Beeinträchtigung er
fahren müssen. Aber auch hier 
müssen die übergeordneten poli
tischen Ziele in vollem Umfange 
gewürdigt werden.
3. Übereinstimmung besteht w eiter 
darüber, daß die Handelspolitik

Probleme und Aufgaben wichtiger 
Interessenbereiche auch anderer 
Ressortminister berührt. Dies gilt 
insbesondere für das Bundesmini
sterium für Ernährung und Land
wirtschaft, das Bundesfinanzmini
sterium und nicht zuletzt die Bank 
deutscher Länder. W er auf dem Ge
biet der Handelspolitik tätig  ist, 
weiß beispielsweise, welche Bedeu
tung dem Einfuhrplan des Bundes
ernährungsministeriums für die 
Programmierung der deutschen 
H andelsvertragspolitik zukommt. 
Auf der anderen Seite beansprucht 
das Bundesfinanzministerium die 
Zuständigkeit auf dem Gebiet der 
Zölle als eines wichtigen Bestand
teils des gesamten Finanzwesens. 
Und Aufgabe der Bank deutscher 
Länder ist es, dafür Sorge zu tra 
gen, daß die handelspolitischen 
Entscheidungen und Maßnahmen 
in engem Einklang mit der allge
meinen W ährungspolitik, deren 
oberstes Gebot die Stabilerhaltung 
der M ark ist, getroffen werden,
4. Dies macht es aber erforderlich, 
daß — unabhängig von der Frage, 
welchem Ministerium der Vorrang 
in der Handelspolitik gebührt — 
eine enge und laufende Koordi
nierung zwischen den Ressorts in 
allen wichtigen Fragen erfolgt. Dem 
hierfür berufenen institutioneilen 
Gremium, nämlich dem Handels
politischen Ausschuß, kommt des
halb für die Industrie eine ganz 
entscheidende Bedeutung zu. Dabei 
ist es für sie sekundär, welches 
Ressort den Vorsitz führt.

W enn über diese vorstehend nur 
angedeuteten Überlegungen keine 
wesentlichen M einungsverschieden
heiten bestehen, verliert die Frage

stellung nach dem Primat der 
Handelspolitik viel von ihrer Be
deutung und ihrem Gewicht. Viel
leicht ist es überhaupt abwegig, 
die Frage so akzentuiert zu stel
len, weil sie sich exakt nicht beant
worten läßt. Selbst wenn man davon 
ausgeht, daß das Schwergewicht 
der Handelspolitik beim Bundes
wirtschaftsministerium liegt, wofür 
vieles spricht, weil dieses M iniste
rium über den dafür geeigneten 
fachlichen A pparat verfügt, wird 
man erkennen müssen, daß gerade 
auf dem für die deutsche W irt
schaft so lebenswichtigen Gebiet 
des Außenhandels eine ständige 
Zusammenarbeit und gegenseitige 
Konsultationen zwischen den ein
zelnen M inisterien das Entschei
dende sind. Nur durch eine laufende 
Koordinierung kann sichergestellt 
werden, daß bei den zu treffenden 
handelspolitischen Entscheidungen 
exportpolitische, außenpolitische 
und währungspolitische Gesichts
punkte und Notwendigkeiten glei
chermaßen berücksichtigt werden. 
Dann könnte auch an der bisher 
geübten Praxis festgehalten w er
den, die H andelsvertragsverhand
lungen alternierend von Beamten 
der verschiedenen Ressorts führen 
zu lassen, weil die Grundzüge der 
Verhandlungsführung bereits vor 
Beginn der Verhandlungen im 
Handelspolitischen Ausschuß fest
gelegt worden sind. In jedem Falle 
muß verm ieden werden, daß sich 
aus der augenblicklichen Kontro
verse ein Dualismus in der handels
politischen Führung ergibt, der für 
alle Beteiligten, besonders aber 
für die exportierende Wirtschaft, 
verhängnisvoll wäre. (pp)

Wirtsdiaftsverhandlungen erfordern Diplomaten

¡ ) ie  Ressortverteilung der jetzigen 
zweiten Bundesregierung ist denk
bar unglücklich. Die Regierung 
fühlt es offenbar selbst. Deshalb 
der Versuch, den Sonderministern 
echte Aufgaben zuzuweisenj denn 
die ihnen ursprünglich zugedachte 
Aufgabe, die Verbindung zwischen 
den Koalitionsparteien und dem 
Kabinett zu verbessern, w ar ein 
W iderspruch in sich. Und der V er
such ist tatsächlich so daneben ge
gangen, daß der BHE darüber aus
einandergebrochen ist und daß ein

FDP-Sonderminister sein ganzes 
Renommee eingebüßt hat. Aber 
schon in der ersten Regierung 
Adenauer gab es einige dunkle 
Punkte hinsichtlich der Ressorts — 
unter ihnen das Ressort des M ar
shallplan-M inisteriums, später um
benannt in „Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenar
beit.“ Dieses Ministerium ist eine 
Verlegenheitslösung aus Gründen 
der Koalitions-Arithmetik. Man 
kann der rigorosen Meinung sein, 
derartige Rücksichten dürften nicht
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genommen werden. Länder, in 
denen nur eine Partei regiert — 
w ie in  Großbritannien — kennen 
dieses Problem nidit. W o man je- 
dodi im Vielparteien-Staat auf 
Koalitionen angewiesen ist, läßt es 
sid i kaum immer umgehen. Aber es 
w äre eine elegantere Lösung, dann 
sd ilid it von M inistern „ohne Ge- 
sdiäftsbereidi" zu spredien.

Die gängige Meinung, man 
müsse an M inistem  sparen, dann 
spare man am Staatshaushalt, ist 
eine M ildim äddienredinung. Wenn 
ein M inister sidi nützlidi madien 
kann, dann spielen sein Gehalt 
und die Kosten seines Büros keine 
Rolle. Ob er das kann, ist die 
Frage. W enig M inister heißt viel 
parlam entarisdi unkontrollierte 
Bürokratie, m it wenigen „klassi- 
sdien" M inisterien, w ie in  der 
Kaiserzeit. V iele M inister können 
eine bessere Kontrolle und Durdi- 
leuditung der Bürokratie ermög- 
lidien. Es ist der Überlegung wert, 
wie mit Hilfe parlam entarisdi ver- 
antw ortlidier M inister die Büro
kratie unter Kontrolle zu neh
men ist.

Einige bundesdeutsdie Länder
regierungen haben die Zahl ihrer 
M inisterien außerordentlidi be- 
sd iränkt — auf w eniger als sedis —, 
wobei man den V erdadit n id it ganz 
los wird, sie tä ten  dies um der 
„Optik“ willen. N idit so in Ham
burg mit seinen 12 und mehr Sena
toren, mit der ausdrüdtlidi erklär
ten Begründung, mit ihrer Hilfe die 
Verwaltung besser führen zu kön
nen (wobei zu bem erken ist, daß 
der Hamburger Senator etwa die 
Doppelstellung eines Ministers und 
S taatssekretärs in einer Person 
innehat). Interessant ist audi die 
britisd ie Lösung, den großen Mini
sterien ein oder zwei Junior-Mini
ster beizuordnen. In Deutsdiland 
hat m an nur gesprädisw eise ge- 
legentlidi die Einführung sogenann
te r „parlam entarisdier Staatssekre
täre" erwogen. Damit würde die 
Regierung natürlid i aufgegliedert 
in einen inneren Ring der bedeu
tendsten M inister (Kabinett), in 
einen Ring reiner Fadiministerien 
(z. B. W ohnungsbau), und in einen 
w eiteren Ring von Junior-Mini
stern. Zweifellos w äre durdi eine 
doppelte oder dreifadie Besetzung 
der großen Ministerien, wie Aus
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wärtiges, W irtsdiaft und Finanzen, 
eine w esentlidie Entlastung der 
führenden M änner zu erreidien. 
Bei uns versudit man dagegen, die 
Zahl der Fadiminister ohne dazu
gehörige M inisterien zu erhöhen, 
z. B. durch den bereits ernannten 
„Familienminister" und das zur 
Diskussion stehende „Außenhan
delsministerium". Diese V orstellung 
wird nodi dadurdi genährt, daß es 
im Ausland vielfadi Handelsmini
ster gibt, wobei die völlig anders
artige ausländisdie Organisation 
meist übersehen wird. Bei uns be- 
sdiäftigen sich zur Zeit m it Außen
handelsfragen folgende M inisterien: 
Auswärtiges, W irtsdiaft, Ernährung 
und Landwirtschaft, Finanzen (Zölle) 
und das Ministerium für wirtsdiaft- 
lidie Zusammenarbeit. W as liegt 
scheinbar näher, als allen etwas 
Kompetenz abzuknappen und im 
fünften oder gar einem neuen sech
sten Ministerium zu vereinigen. In 
derXat ist dieBehandlung der Außen
handelsfragen nidit ein solches 
Durdieinander, wie die fünfgeteilte 
Kompetenz verm uten lassen könnte. 
Ein „Interm inisterieller Ausschuß"

auf M inisterialbeamten-Ebene trifft 
die Vorentscheidungen. Federfüh
rend ist dabei das Auswärtige Amt, 
was in  regelmäßigen Abständen zu 
Beanstandungen und dem Vorschlag 
führt, die Federführung dem Bun- 
deswirtsdiaftsm inister zu übertra
gen. A udi die W odienzeitung 
des Deutsdien Gewerksdiaftsbundes 
„W elt der Arbeit" brachte jüngst 
den selbstverleugnenden Mut auf, 
die Kompetenz Erhards hierfür zu 
fordern, mit der beherzigenswerten 
Begründung, den Handel nidit von 
politischen Sympathien und A nti
pathien abhängig zu madien. Aber 
die Federführung bedeutet in der 
Bürokratie nicht, wie man es im 
Parteien- und Vereinsleben findet, 
daß man nun einen Dummen ge
funden habe, den man die Sache 
machen lassen könne. Die bundes
deutsche Bürokratie wacht eifer
süchtig auf ihre Kompetenzen, audi 
untereinander, so daß alle Resort- 
Gesichtspunkte berücksichtigt wer
den. Die Federführung bedeutet 
hier, über das organisatorische Ge
rippe zur Durchführung der Außen
handelspolitik zu verfügen. Das
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sind die deutschen Auslandsver
tretungen in ihrer Gesamtheit. Zur 
Verhandlung mit dem Ausland 
kann schließlich nur eine Stelle be
fugt sein, sonst ist ein Gegenein
ander unvermeidlich — oder aber 
die Folge ist ein Dilletantismus wie 
kürzlich beim Besuch einer süd
amerikanischen Delegation in 
Bonn, deren Betreuung zwar das 
W irtschaftsministerium übernom
men hatte — wohl weil der W irt
schaftsminister kürzlich in Süd
am erika war und weil das deut
sche Interesse an dem Land sich in 
erster Linie auf Handelsfragen be
zieht. Für die Südamerikaner da
gegen w ar es eine Reise in eines 
der Zentren unserer W elt, und sie 
wollten zugleich — und mit Recht — 
über Politik und Kultur sprechen. 
Sowohl der Parlam entspräsident 
als auch der voraussichtliche näch
ste Präsident des Landes, die dieser 
Delegation angehörten, hatten sich 
Grußadressen an den Bundestag 
zureditgelegt. Es w ar für uns be
schämend, wie diese Herren im 
Bundestag uninteressiert beiseite 
geschoben wurden und wie bei 
einem Empfang im kleinen Kreise 
die Südamerikaner in feierlichem 
Dunkel, die Deutschen im täglichen 
Straßenanzug auf traten, einfach 
weil die Bedeutung des Besuches 
nicht vorher m itgeteilt worden war. 
In seiner Rede erklärte einer der 
Herren, wie er sidi jahrelang dar
auf gefreut habe, nach Deutschland 
kommen zu können, wo die W iege 
seiner Bildung stehe, weil er hier 
studiert habe, und es ihn in ter
essiere, wie wir Deutschen heute 
die Probleme der W elt ansehen. 
Das W irtschaftsministerium ist nur 
gewöhnt, Geschäftsleute zu emp
fangen, und w ar dieser Aufgabe 
in keiner W eise gewachsen, denn 
dazu ist eben „das Protokoll" des 
Auswärtigen Amtes nötig. Die Be
ziehung zum Ausland kann nicht 
anders als vom Auswärtigen Amt 
geleitet werden, wenn man nicht 
eine unselige Doppelgleisigkeit 
zwischen W irtschaftsvertretungen 
und politischer Diplomatie her
kömmlicher Art herstellen will. Im 
Gegenteil scheint es nötig, die 
W irtschaftsabteilung des Auswär
tigen Amtes innerhalb der Diplo
m atie aufzuwerten, denn Diplo
maten müssen die W irtschaftsatta

ches nach Lage der Dinge nun ein
mal sein. Damit können sie weder 
dem W irtschafts- noch einem neuen 
Ministerium unterstehen.

W enn man in Bonn die Absicht 
hätte, die Allmacht der Bürokratie 
zu begrenzen, sie lebensnäher 
arbeiten zu lassen, so käm e es für 
die Politiker darauf an, nicht nur 
Beschlüsse zu fassen, sondern auch 
ein Auge darauf zu werfen, ob und 
wie sie von dem ausführenden Or
gan, der Bürokratie, durchgeführt 
werden. Man würde seine eigenen 
Beschlüsse nur selten w iedererken
nen. Eine solche Kontrolle mag der 
klassischen Staatstheorie der Ge
waltenteilung widersprechen, aber 
sie ist das Erfordernis der Zeit.

Nicht neben die Bürokratie eine 
Kontroll-Bürokratie zu setzen, ist die 
Aufgabe, sondern nachzuschauen.

bis sich auch bei uns die Bürokratie 
daran gewöhnt hat, ihre Briefe an 
das Publikum, wie in England, mit 
„Ihr gehorsamer Diener" (Your 
obedient servant) zu unterzeichnen 
und sich entsprechend zu verhal
ten. Junior-M inister könnten so
wohl die Kontrolle der Bürokratie 
verbessern als auch die Regierungs
bank im Bundestag bei Fach
debatten füllen, bei denen zwar 
nicht die Fernsehkamera, aber die 
Sachliche Auseinandersetzung die 
Stunde regiert. Aufgabe des Re
gierungschefs bliebe es allerdings, 
auch hier die Kompetenzverteilung 
sicherzustellen und es nicht einem 
besonders breitschultrigen jungen 
„Sonderminister" zu erlauben, sich 
im politischen Freistilringen zu üben, 
mit dem einzigen Zweck, sich in 
den Vordergrund zu reden. (K-r)

Gespräche über das Lohn- und Preisproblem
E s gehört zum Erscheinungsbild der freien W irtschaft, daß Zeiten kon

junktureller Aufschwünge leicht inflationistische Tendenzen auf
weisen. Die Chance einer mühelosen Vermögens- und Reservebildung 
und die Chance einer V erbesserung der Arbeitsbedingungen konkurrieren 
m iteinander und schlagen sich in einer Erhöhung der Nominaleinkünfte 
und der Preise nieder. Das Bestreben der W irtschaftspartner, aus der 
Nominalerhöhung der Einkünfte einen Realgewinn zu schlagen, träg t zur 
Beschleunigung und progressiven V erstärkung der aufgezeigten Tenden
zen bei. So sind langanhaltende Konjunkturperioden von einer zunächst 
zögernden, späterhin gleitenden Kaufkraftminderung und W ährungsver
schlechterung begleitet.

Die Hoffnung auf die Selbstreinigungskräfte der W irtschaft, die durch 
den Wechsel der Konjunkturphasen ausgelöst werden können, verträg t 
sich jedoch nicht mehr mit dem Idealbild des Sozialstaates und dem 
Streben nach einer optimalen Vollbeschäftigung. Denn wir wissen aus 
der Erfahrung, daß diese sogenannte Selbstreinigung bis zu ihrer Brem
sung zu einer katastrophalen Selbstzerstörung führen kann, wenn sie 
nicht durch rigorose Staatseingriffe vor ihrem automatischen Auslaufen 
aufgefangen wird. W eder eine das notwendige Maß überschreitende 
Selbstreinigung noch der Zwang zu staatlichen Eingriffen kann mit dem 
System einer freien sozialen W irtschaft in Einklang gebracht werden.

Nach einem beachtlichen Aufschwung der letzten Jahre, der ununter
brochen angehalten hat, befindet sich die W irtschaft der Bundesrepublik 
heute in einer Entwicklungsphase, die eine sorgfältige Beobachtung der 
Preis- und Lohnbewegung erfordert, wenn nicht die Uberdrehung der 
Schraube zu einer Verzerrung des wirtschaftlichen und sozialen Gefüges 
führen soll, die die Aufwärtsentwicklung gefährden muß. W enn wir 
heute auch über ein umfangreiches Instrumentarium konjunkturpolitischer 
Maßnahmen verfügen, die marktkonform sind und die selbstzerstörerisdien, 
Kräfte eines liberalen Automatismus im Zaume halten, so ist doch die 
moralische Haltung der Wirtschafts- und Sozialpartner von entscheidender 
Bedeutung für das Sozialklima, das den A ufwärtstrend gewährleistet.

Es ist deshalb zu begrüßen, daß die Möglichkeiten für die Unterbin
dung aller inflationistischen Tendenzen in offenen Gesprächen zwischen 
den für die W irtschaftspolitik verantwortlichen Personen und den Sozial
partnern diskutiert werden. Es hat sich in diesen Gesprächen auch eine 
erfreuliche Aufgeschlossenheit für die wirtschaftspolitischen Erfordernisse 
gezeigt, aber die Aufgeschlossenheit allein tu t es nicht. Es w ird ein 
Prüfstein für die moralische Stärke aller wirtschaftlichen Organisationen 
und Zusammenschlüsse sein — und zwar von den Gewerkschaften, Fach
verbänden bis zu den Kartellen, Konzernen und Monopolen —, ob es 
ihnen gelingt, ihre M itglieder unter Selbstbescheidung ihrer eigenen 
Interessen zu einer Politik zu vereinigen, die auf eine Beruhigung der 
Lohn- und Preisbewegung abzielt. Sie alle haben hier eine Gelegenheit, 
ihre wirtschaftsordnenden Kräfte unter Beweis zu stellen. (sk)
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